 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7100037/2017

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die RichterinBE in der Beschwerdesache ***Bf1***,
betreffend Beschwerde vom 31. Marz 2016 gegen die Bescheide des Finanzamtes Neunkirchen
Wr. Neustadt (nunmehr Finanzamt Osterreich) vom 17. November 2015 betreffend
Umsatzsteuer 2007 - 2013 sowie Einkommensteuer 2008 - 2012, Steuernummer
***BF1StNr1*** beschlossen:

Das Beschwerdeverfahren wird eingestellt.

Eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4 iVm Abs. 9
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Begriindung

Der Beschwerdefiihrer (Bf) ist nach Einbringung einer Beschwerde gegen die Bescheide
betreffend Umsatzsteuer 2007 bis 2013 sowie Einkommensteuer 2008 bis 2012 am ***1***
verstorben.

Im Verlassenschaftsverfahren nach dem Bf wurde mit Beschluss des Bezirksgerichtes
Neunkirchen vom ***2*** 7| ***3*** fastgestellt, dass die Verlassenschaft nach dem Bf mit
einem Betrag von 2.451,43 Euro Uberschuldet ist. Die Aktiven der iberschuldeten
Verlassenschaft in Summe vom 441,27 Euro wurden der erblichen Witwe gegen Bezahlung der
Passiva (Bestattungskosten und Nebenkosten) in Hohe von 2.892,70 Euro gemald § 154
AuBStrG an Zahlungs statt Gberlassen. Die Begriindung enthielt die Feststellungen, dass
samtliche von den §§ 154 und 155 AuRStrG fiir eine Uberlassung an Zahlungs statt geforderten
Voraussetzungen gegeben sind, da die Verlassenschaft Giberschuldet ist, ein Antrag auf
Uberlassung an Zahlungs statt gestellt wurde, keine unbedingte Erbantrittserkldrung und kein
Antrag auf Uberlassung der Verlassenschaft als erblos vorliegt und kein
Verlassenschaftskonkurs eréffnet wurde.

Rechtliche Wiirdigung:
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Obliegt die Entscheidung Giber Beschwerden dem Senat, so kénnen gem. § 272 Abs. 4 BAO idF
des AbgAG 2016, BGBI. | 117/2016 die dem Verwaltungsgericht gemaR § 269 eingerdumten
Rechte zunachst vom Berichterstatter ausgetibt werden. Diesem obliegen auch zunachst die
Erlassung von Mangelbehebungsauftragen (§ 85 Abs. 2) und von Auftragen gemal § 86a Abs. 1
sowie Zurlickweisungen (§ 260), Zuriicknahmeerklarungen (§ 85 Abs. 2, § 86a Abs. 1),
Gegenstandsloserklarungen (§ 256 Abs. 3, § 261), Verfligungen der Aussetzung der
Entscheidung (§ 271 Abs. 1) und Beschliisse gemal § 300 Abs. 1 lit. b.

Diese Gesetzesanderung ist gemal} § 323 Abs. 51 BAO am 1. Janner 2017 in Kraft getreten und
wurde in der Regierungsvorlage (ErlRV 1352 BIgNR XXV. GP, 17) wie folgt erlautert: Die
Erweiterung der Fdlle, in denen dem Berichterstatter die Befugnis zur Erlassung von
verfahrensleitenden bzw. verfahrensbeendenden Beschliissen zukommt, soll aus
verfahrensékonomischen Griinden erfolgen.

Die Novellierung des § 272 Abs. 4 BAO zielt somit insbesondere auf die Ubertragung der
Zustandigkeit zur Erlassung von verfahrensbeendenden Formalbeschliissen auf den
Berichterstatter aus verfahrensékonomischen Griinden ab (vgl. BFG vom 16.02.2017,
RS/7100122/2015).

Im Beschwerdefall war daher der verfahrensbeendende Beschluss ungeachtet des
entsprechenden Antrages ohne Befassung des Senates zu erlassen. Da keine inhaltliche
Entscheidung in der Sache erfolgt, ist auch von der Durchflihrung der beantragten miindlichen
Verhandlung abzusehen (§ 274 Abs. 5 iVm Abs. 3 BAO).

GemalR § 19 Abs. 1 BAO gehen bei Gesamtrechtsnachfolge die sich aus Abgabenvorschriften
ergebenden Rechte und Pflichten des Rechtsvorgangers auf den Rechtsnachfolger Gber. Fir
den Umfang der Inanspruchnahme des Rechtsnachfolgers gelten die Bestimmungen des
blirgerlichen Rechtes.

GemalR § 80 Abs. 1 BAO haben die zur Vertretung juristischer Personen berufenen Personen
und die gesetzlichen Vertreter natirlicher Personen alle Pflichten zu erfiillen, die den von
ihnen Vertretenen obliegen, und sind befugt, die diesen zustehenden Rechte wahrzunehmen.
Sie haben insbesondere dafiir zu sorgen, dass die Abgaben aus Mitteln, die sie verwalten,
entrichtet werden. Steht eine Vermogensverwaltung anderen Personen als den Eigentiimern
des Vermogens oder deren gesetzlichen Vertretern zu, haben nach Abs. 2 leg. cit. die
Vermogensverwalter, soweit ihre Verwaltung reicht, die im Abs. 1 bezeichneten Pflichten und
Befugnisse.

GemalR § 82 Abs. 1 BAO kann die Abgabenbehorde, wenn die Wichtigkeit der Sache es
erfordert, auf Kosten des zu Vertretenden die Betrauung eines gesetzlichen Vertreters (§ 1034
ABGB) beim zustandigen Gericht (§ 109 Jurisdiktionsnorm) beantragen, wenn gegen eine nicht
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voll handlungsfahige Person, die eines gesetzlichen Vertreters entbehrt, oder gegen eine
Person, deren Aufenthalt unbekannt ist, eine Amtshandlung vorgenommen werden, soll.

Nach § 82 Abs. 2 BAO gilt Abs. 1 sinngemaR, wenn zweifelhaft ist, wer zur Vertretung einer
Verlassenschaft befugt ist, oder wer beim Wegfall einer juristischen Person oder eines dieser
ahnlichen Gebildes oder eines sonst verbleibenden Vermdgens vertretungsbefugt ist.

Im gegenstandlichen Fall ist das Nachlassvermégen der Witwe an Zahlungs statt Giberlassen
worden (§ 154 AuRRStrG). Es ist daher mangels Einantwortung zu keiner Gesamtrechtsnachfolge
gekommen.

Flir den Zeitraum zwischen dem Tod des Verstorbenen und der Einantwortung besteht der
ruhende Nachlass, der als anerkannte juristische Person eines Vertreters bedarf. Die
Vertretung des ruhenden Nachlasses hat entweder durch einen Kurator oder durch den/die
erbantrittserklarten Erben (§ 173 AuRStrG, § 810 ABGB) zu erfolgen. Es ist nicht ersichtlich,
dass im gegenstandlichen Fall ein Verlassenschaftskurator bestellt worden ware.

Die Vollmacht der steuerlichen Vertretung, die namens des Bf die Beschwerde eingebracht
hatte, gilt gemaR § 1022 ABGB als mit dem Tod des Vollmachtgebers erloschen.

Im Beschwerdefall ist somit niemand befugt, das Beschwerdeverfahren fortzufihren.

Von einem Antrag auf Bestellung eines Verlassenschaftskurators wird vom Bundesfinanzgericht
mangels Erforderlichkeit abgesehen. Da die strittigen Abgaben bislang nicht entrichtet wurden,
konnte sich im Fall der Stattgabe der Beschwerde kein Guthaben ergeben und im Fall der
Abweisung der Beschwerde kdnnte das Finanzamt eine Forderung mangels vorhandener Aktiva
nicht durchsetzen. Die Bestellung eines Verlassenschaftskurators wiirde daher nur
vermeidbare Kosten und hohen Verwaltungsaufwand verursachen.

Wegen der fehlenden Moglichkeit, eine Rechtsmittelentscheidung an die vertretungslose
Verlassenschaft zuzustellen, kann eine solche durch das Gericht auch nicht wirksam erlassen
werden. Das Beschwerdeverfahren ist daher einzustellen.

Dieser Beschluss kann rechtswirksam nur an die Amtspartei ergehen, weil aus den bereits
genannten Griinden an die Verlassenschaft ohne Bestellung eines Verlassenschaftskurators
nicht zugestellt werden kdnnte und das Bundesfinanzgericht eine derartige Bestellung als nicht

geboten erachtet.

Zul3ssigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
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der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Diese Voraussetzung liegt im Beschwerdefall nicht vor, da das Absehen von der Bestellung
eines Verlassenschaftskurators keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung darstellt.

Wien, am 19. August 2021

4von4



	Begründung
	Zulässigkeit einer Revision


